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Senatsverwaltung für Bildung,
Jugend und Familie

Frau Abgeordneten Stefanie Remlinger (Bündnis 90/Die Grünen)

über

den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/22003
vom 7. Januar 2020
über Umsetzungsstand des Digitalpakts
___________________________________________________________________

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

1. Sind die für die Umsetzung des Digitalpakts notwendigen Förderrichtlinien für die staatlichen wie
für die nicht-staatlichen Schulen bzw. Landesstiftungen fertig gestellt? Wenn ja, bitte anfügen.

Zu 1.:

Die Bekanntmachung „Maßnahmen im Land Berlin zur Umsetzung DigitalPakt
Schule 2019 bis 2024“ ist am 8. November 2019 im Amtsblatt Berlin veröffentlicht
worden (Anlage).

Die Zuwendungsrichtlinie für Schulen in freier Trägerschaft ist zurzeit in der
Erstellung.

2. Wie viele Stellen stehen der Senatsverwaltung für Bildung, Jungend und Familie für die
Abwicklung des Digitalpakts zur Verfügung und wie welche Aufgaben sollen von diesen
Beschäftigen konkret übernommen werden?

Zu 2.:

Für die Umsetzung der KMK-Strategie „Bildung in der digitalen Welt“ in den Berliner
Schulen sowie des DigitalPakts Schule 2019 bis 2024 und eEducation 4.0 sind in der
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie 10 Stellen geschaffen worden, die
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zurzeit vorrangig die Abwicklung des DigitalPakts Schule 2019 bis 2024
übernehmen.

Die Aufgaben der Beschäftigten sind:
· Durchführen des Vergabeverfahrens
· Steuerung und Koordination der technischen IT-Infrastrukturmaßnahmen sowie

baulichen Anforderungen zur Digitalisierung der Berliner Schulen
· Planung und Beurteilung der Bedarfsanforderungen der IT-Infrastruktur
· Fachliche Beratung der Schulen bei der Erstellung von Medienkonzepten sowie

der Schulträger bei der Erstellung von IT-Entwicklungskonzepten
· Unterstützung bei der Erstellung von Förderrichtlinien für die Umsetzung des

DigitalPakts
· fachlich technische und pädagogische Prüfung der Anträge der Schulträger
· Erstellung von Förderbescheiden
· Koordination der Verwendung der Fördergelder
· Berichtswesen gegenüber dem Bund
· Koordination der Evaluation des DigitalPakts Schule 2019 bis 2024

3. Welche Aufgaben werden die Schulträger übernehmen und welche Ressourcen stehen ihnen
dafür zur Verfügung?

4. Wie gestaltet sich konkret die Rolle und Aufgabenverteilung von Land und Schulträger bei der IT-
Frage an den Schulen? Wer übernimmt welche (veränderte) Aufgabe, wo gibt es Schnittstellen?

Zu 3. und 4.:

Gemäß § 109 Schulgesetz (SchulG) obliegt den Bezirken die Verwaltung und
Unterhaltung der äußeren Angelegenheiten der allgemein bildenden Schulen. Hierzu
zählen die Maßnahmen zur Schaffung der äußeren Voraussetzungen für das Lehren
und Lernen in der Schule, insbesondere der Bau, die Ausstattung und die
Unterhaltung der Schulen. Dies beinhaltet auch die Zuständigkeit für die Ausstattung
der Schulen mit IT und IT-Peripherie sowie die Breitbandversorgung der Schulen und
die schulinterne Infrastruktur.

Diese Aufgaben haben sich durch den DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 nicht
geändert. Im Rahmen von Monitoring-Sitzungen, initiiert durch die Senatsverwaltung
für Bildung, Jugend und Familie, werden gemeinsam mit den Bezirken die
Maßnahmen im Rahmen des DigitalPakts Schule 2019 bis 2024 im Zusammenhang
mit den IT-Entwicklungskonzepten abgestimmt.

5. Welche Kriterien gelten für die Erfüllung der schulischen Medien(bildungs)konzepte? Wie und von
wem wird die Erfüllung kontrolliert? Inwiefern und von wem erhalten die Schulen Beratungs- und
Unterstützungsleistungen bei der Umsetzung ihrer technischen, organisatorischen und
pädagogischen Konzepte?

Zu 5. :

Gemäß der Vereinbarung von Bund und Ländern gilt, dass für jede im Antrag
einbezogene Schule folgende Punkte zu erfüllen sind:
a) Bestandsaufahme bestehender und benötigter Ausstattung mit Bezug zum
beantragten Fördergegenstand und Bestandsaufnahme der aktuellen
Internetanbindung;
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b) technisch-pädagogisches Einsatzkonzept mit Berücksichtigung
medienpädagogischer, didaktischer und technischer Aspekte und
c) bedarfsgerechte Fortbildungsplanung für die Lehrkräfte.

Die Erfüllung der Kriterien wird von der Beratungs- und Unterstützungsstelle unter
Einbeziehung der zuständigen Fachreferate kontrolliert.

Die Schulen erhalten Beratung und Unterstützung durch die Beratungs- und
Unterstützungsstelle bei der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie,
durch die IT-Regionalbetreuerinnen und –betreuer sowie durch die
Schulberaterinnen und Schulberater der Regionalen Fortbildung.

6. Welche Angebote für die Fortbildung der pädagogischen Fachkräfte können im Rahmen des
Digitalpakts aufgesetzt werden? Wann starten sie und welche Kapazitäten sind geplant?

Zu 6.:

Fortbildungen für Lehrkräfte sind im Rahmen des DigitalPakts Schule 2019 bis 2024
nicht förderfähig.

Die Regionale Fortbildung bietet kontinuierlich neben Fortbildungen zur Arbeit mit
Medien auch solche zur Arbeit über Medien an. Während es bei ersteren vor allem
um den Einsatz digitaler Technik und digitaler Medien in den verschiedenen
Unterrichtsfächern und in den Unterrichtsvorbereitungen geht, zielen letztere eher auf
eine kritische Reflexion von Informationen und des eigenen Handelns ab. Dazu
gehören Veranstaltungen zu Themen wie Datenschutz und Urheberrecht ebenso wie
spezielle Angebote zum Thema Cybermobbing (Erkennung, Prävention und
Intervention, theoretische Grundlagen).

Die Fortbildungskonzepte der Schulen, die im Rahmen des DigitalPakts Schule 2019
bis 2024 eingereicht werden, sollen systematisch erfasst werden, so dass die
Fortbildungsbedarfe in die konzeptionelle Weiterarbeit einfließen und daraus die
notwendigen Kapazitäten ermittelt werden können.

Gemeinsam mit den Berliner Volkshochschulen werden die bestehenden
Fortbildungsmodule aus dem eEducation-Masterplan weiterentwickelt und in ein
koordiniertes Fortbildungsangebot eingebunden.

Auf diesen Grundlagen wird das Fortbildungskonzept „Bildung in der digitalen Welt“
ständig weiterentwickelt und den notwendigen Kapazitäten angepasst.

7. Können und werden mit dem Digitalpakt auch den pädagogischen Fachkräften mobile Endgeräte zur
Verfügung gestellt werden und inwieweit ist geplant, landesseitig die hierfür erforderlichen und sicheren
Softwarelösungen aufzubauen?



4

Zu 7.:

Eine Ausstattung der Lehrkräfte mit mobilen Endgeräten ist aus Mitteln des
DigitalPakts Schule 2019 bis 2014 nicht förderfähig. Eine Softwarelösung für alle
Lehrkräfte ist aus diesem Grund landesseitig nicht geplant.

Berlin, den 16. Januar 2020

In Vertretung

Beate Stoffers
Senatsverwaltung für Bildung,
Jugend und Familie
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Veröffentlichungen

Rundschreibendatenbank des Landes Berlin:  
www.berlin.de/rundschreiben

Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie

Maßnahmen im Land Berlin zur Umsetzung  

DigitalPakt Schule 2019 bis 2024

Bekanntmachung vom 30. Oktober 2019

BildJugFam I D 3

Telefon: 90227-6998 oder 90227-5050, intern 9227-6998

1 - Förderziel, Rechtsgrundlagen

1.1 - Förderziel

Die fortschreitende Digitalisierung aller Lebensbereiche stellt eine zentrale strukturel-
le Herausforderung für die Bildung junger Menschen sowie junger Menschen mit Be-
hinderungen am Bildungsstandort Deutschland dar. Es ist eine der großen Zukunfts-
aufgaben, die Schülerinnen und Schüler an den Schulen in Deutschland umfassend 
auf die Digitalisierung in allen Lebensbereichen vorzubereiten. Im Sinne der Inklusion 
sind die besonderen Belange von jungen Menschen mit Behinderungen zu berück-
sichtigen. Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder in der Bundesrepu-
blik Deutschland arbeiten bei dieser Zukunftsaufgabe zusammen und setzen einen 
abgestimmten Innovationsimpuls. Damit sollen die bestehenden Entwicklungen an 
den Schulen entscheidend unterstützt werden, um die Voraussetzungen für Bildung 
in der digitalen Welt bundesweit und nachhaltig spürbar zu verbessern und einen 
entscheidenden Beitrag zur Zukunftsabsicherung der Bundesrepublik Deutschland 
als Wissenschafts- und Industriestandort zu leisten. 

Vorbehaltlich der Mittelbereitstellung durch ihre gesetzgebenden Körperschaften 
gewährt daher der Bund den Ländern auf Grundlage von Artikel 104c des Grund-
gesetzes Finanzhilfen für gesamtstaatlich bedeutsame Investitionen im Bereich 
der digitalen kommunalen Bildungsinfrastruktur. Der Bund unterstützt damit Länder 
und Gemeinden (Gemeindeverbände) bei ihren Investitionen in die Ausstattung mit 
IT-Systemen und die Vernetzung von Schulen. Dies entspricht dem gesamtstaatli-
chen Interesse, zukunftstaugliche digitale Bildungsinfrastrukturen zu schaffen. Die 
Aufgaben- und Finanzierungsverantwortung der Länder für das Bildungswesen bleibt 
unberührt.

Der DigitalPakt Schule schließt sich der Strategie „Bildungsoffensive für die digitale 
Wissensgesellschaft“ des Bundesministeriums für Bildung und Forschung vom  
12. Oktober 2016 sowie der Strategie der Kultusministerkonferenz „Bildung in der 
digitalen Welt“ vom 8. Dezember 2016 in der Fassung vom 7. Dezember 2017 
(KMK-Strategie) an und baut auf diesen auf.

In der Strategie „Bildung in der digitalen Welt“ hat die Kultusministerkonferenz einen 
Kompetenzrahmen formuliert, welcher verbindliche Anforderungen für die Bildung in 
der digitalen Welt enthält. Hierzu gehören die Anpassungen der Lehr- und Bildungs-
pläne, das Weiterentwickeln und Anpassen der Aus- und Fortbildungsmaßnahmen 
sowie entsprechende Konzepte und der Aufbau beziehungsweise die Weiterent-
wicklung von Angeboten mittels Plattformen für zum Beispiel OER. Die einzelnen 
Themenfelder werden durch unterschiedliche Maßnahmen in Berlin umgesetzt.

a) Lehr- und Bildungspläne

Mit dem Basiscurriculum Medienbildung des neuen Rahmenlehrplans für die Klassen 
1 bis 10 ist die Medienbildung bereits ein fester Bestandteil im Unterricht geworden. 
Die dort formulierten verbindlichen Standards der Medienkompetenzentwicklung  
werden in den schulinternen Curricula fachspezifisch aufgegriffen. Curriculare Vor-
gaben für den Ergänzungskurs der Sek II wurden erstellt.
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b) Aus-, Fort- und Weiterbildung von Lehrenden

Die Umsetzung des Basiscurriculums Medienbildung der Rahmenlehrpläne ist 
Gegenstand der Ausbildung in den Seminaren, vor allem in den Fachseminaren. In 
der Fortbildung werden gemäß dem gesamtstädtischen Fortbildungsschwerpunkt 
zur weiteren Implementierung des Rahmenlehrplans Fortbildungsveranstaltungen 
und Beratungen zum Basiscurriculum Medienbildung (Teil B des Rahmenlehrplans) 
angeboten. Der Kompetenzrahmen ist hierbei in der Verankerung der Bildung in der 
digitalen Welt in allen Fächern und Schulstufen gesetzt.

c) Bildungsmedien

Auf der Basis von open source moodle wurde mit dem „Lernraum Berlin“ ein um-
fassendes Lernmanagementsystem, das alle schulischen Prozesse befördern und 
unterstützen kann, etabliert. Der „Lernraum Berlin“ ist eine Lernplattform, die von der 
Grundschule bis zum Oberstufenzentrum nutzbar ist.

Als zusätzliche Maßnahme zu den oben genannten wird in Berlin an den öffentlichen 
Schulen die IT-Wartung konzeptionell durchgeführt.

Die IT-Infrastrukturen, welche durch diese Richtlinie gefördert werden, dienen zum 
Erreichen der Ziele und Durchführen der genannten Maßnahmen in Berlin, um bei 
den Schülerinnen und Schülern in allen Schulstufen und Schulformen und in allen 
Unterrichtsfächern die Kompetenzen in der digitalen Welt zu fördern und aufzubauen.

Darüber hinaus kooperieren die Länder bei mit dem DigitalPakt Schule zusammen-
hängenden Themenfeldern (Entwicklung und Bereitstellung von Fortbildungsforma-
ten, Qualitätssicherungsprozesse für digitale Bildungsmedien, Lizenz- und Nutzungs-
modelle, Standardisierung von Schnittstellen und Interoperabilität).

1.2 - Rechtsgrundlagen

Das Land Berlin gewährt

a) nach Artikel 104c des Grundgesetzes,

b) nach Maßgabe dieser Richtlinie,

c) aus dem Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“,

d) nach Maßgabe der Verwaltungsvereinbarung (VV) „DigitalPakt Schule 2019 
bis 2024“, geschlossen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Ländern, vom 16. Mai 2019,

e) nach Maßgabe der Landeshaushaltsordnung (LHO), den dazu ergangenen 
Ausführungsvorschriften (AV) und deren Anlagen und

f) unter Beachtung des Prinzips der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit  
(§ 7 LHO) und

g) unter Beachtung der Vorgaben des Neunten Buches Sozialgesetzbuch  
(Kapitel 12 SGB IX) 

auf Antrag finanzielle Hilfen.

Ein Anspruch der Antragstellenden auf Gewährung der Förderung besteht nicht. 
Vielmehr entscheidet die benannte Stelle aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2 - Gegenstand der Förderung

2.1 - Gefördert werden lernförderliche, belastbare, interoperable digitale technische 
Infrastrukturen, die Etablierung von Lehr-Lern-Infrastrukturen sowie die Weiterent-
wicklung und Optimierung vorhandener Strukturen.

2.2 - An Schulen sind folgende Investitionen, nach Maßgabe von 2.3 einschließlich 
Planung, Beschaffung, Aufbau und Inbetriebnahme, bestehend aus Integration, Um-
setzung und Installation, förderfähig:

2.2.1 - pädagogische Serverlösungen für die Client- und Benutzerverwaltung (Mana-
gement der Schulcomputer sowie Nutzeranmeldung mit entsprechenden Datenbe-
rechtigungen) und weitere Funktionen für das kooperative Arbeiten mit den Schul-
computer unter Berücksichtigung des Jugendschutzes,

2.2.2 - digitale Arbeitsgeräte, insbesondere für die technisch-naturwissenschaftliche 
Bildung oder die berufsbezogene Ausbildung, einschließlich Arbeitsplatz-Computer 
mit Maus, Tastatur und Bildschirm,
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2.2.3 - im Bedarfsfall assistive Hardware für eine gut zugängliche digitale Lernumge-
bung im Sinne der Barrierefreiheit (analog BITV) zur Unterstützung eines inklusiven 
Unterrichts,

2.2.4 - Anzeige- und Interaktionsgeräte, insbesondere Displays, interaktive Tafeln, 
einschließlich entsprechender Steuerungsgeräte, mit Ausnahme von Geräten für 
vorrangig verwaltungsbezogene Funktionen,

2.2.5 - Aufbau oder Verbesserung der digitalen Vernetzung in Schulgebäuden und 
auf Schulgeländen,

2.2.6 - schulisches WLAN,

2.2.7 - schulgebundene mobile Endgeräte (Laptops, Notebooks und Tablets mit Aus-
nahme von Smartphones), wenn

a) die Schule über die Infrastruktur, die nach 2.2.5 und 2.2.6 förderfähig ist, ver-
fügt oder diese durch den Schulträger beantragt ist und

b) spezifische fachliche oder pädagogische Anforderungen solche Geräte 
erfordern und dies im technisch-pädagogischen Medienkonzept der Schule 
dargestellt ist und

c) bei Anträgen für allgemein bildende Schulen die Gesamtkosten für mobile 
Endgeräte für allgemein bildende Schulen am Ende der Laufzeit des Digital-
Pakts Schule entweder

aa) 20 Prozent des Gesamtinvestitionsvolumens für alle allgemein bildenden 
Schulen pro Schulträger oder

bb) 25 000 Euro je einzelner Schule oder beides nicht überschreiten.

Sofern die Infrastruktur nach 2.2.5 und 2.2.6 an einer Schule zum Zeitpunkt der 
Beantragung mobiler Endgeräte gemäß 2.2.7 noch nicht vorhanden ist, sind die 
Mittel für mobile Endgeräte für diese Schule bis zur Herstellung dieser Infrastruktur 
gesperrt.

2.3 - Investive Begleitmaßnahmen wie Planung, Beschaffung, Aufbau und Inbetrieb-
nahme, bestehend aus Integration, Umsetzung und Installation, werden dann geför-
dert, wenn ein unmittelbarer und notwendiger Zusammenhang mit einer Maßnahme 
nach 2.2.1 bis 2.2.7 besteht. Dazu zählen neben dem Erwerb von Lizenzen für zum 
Betrieb, zur Nutzung und zur Wartung der Geräte und Netze erforderliche Software 
auch projektvorbereitende und -begleitende Beratungsleistungen externer Dienstleis-
ter, die einer möglichst wirtschaftlichen Projektumsetzung dienen. Laufende Kosten 
der Verwaltung (Personalkosten, Sachkosten) sowie Kosten für Betrieb, Wartung und 
IT-Support der geförderten Infrastrukturen sind nicht förderfähig.

3 - Förderempfangende

3.1 - Im Land Berlin sind die jeweiligen Schulträger Empfangende. Sie sind berech-
tigt, über die Fördermittel zu verfügen.

3.2 - Es werden Investitionsmaßnahmen der Schulträger an folgenden Einrichtungen 
gemäß § 17 Absatz 2 des Schulgesetzes für das Land Berlin (SchulG) in öffentlicher 
Trägerschaft gefördert:

a) Allgemein bildende Schulen,

b) Berufliche Schulen,

c) Schulen des zweiten Bildungsweges zum nachträglichen Erwerb allgemein  
bildender und beruflicher Abschlüsse.

3.3 - Für folgende Einrichtungen in freier Trägerschaft wird eine separate Zuwen-
dungsrichtlinie erstellt:

a) Träger von genehmigten bezuschussten Ersatzschulen im Land Berlin,

b) Träger von Beruflichen Schulen der Ausbildung zum/zur Gesundheits- und 
Krankenpfleger/-in,

c) Träger von Beruflichen Schulen der Ausbildung zum/zur Gesundheits- und 
Kinder krankenpfleger/-in,

d) Träger von genehmigten bezuschussten Beruflichen Schulen der Ausbildung 
zum/zur Altenpfleger/-in,

e) Träger von Pflegeschulen ab dem Jahr 2020 nach dem Pflegeberufegesetz.
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Die Zuwendungsrichtlinie regelt auch die Erbringung des Eigenanteils.

3.4 - Einrichtungen, die nicht unter 3.2 oder 3.3 fallen, sind nicht förderfähig.

3.5 - Für landesweite Maßnahmen, einschließlich solcher für Einrichtungen der 
Lehrkräftebildung, und länderübergreifende Maßnahmen erfolgt eine gesonderte 
Bekanntmachung.

4 - Fördervoraussetzungen

4.1 - Eine Förderung wird nur gewährt für Maßnahmen, mit denen nicht vor dem  
17. Mai 2019 begonnen worden ist und bei denen eine vollständige Abnahme bis 
zum 31. Dezember 2024 gesichert erscheint.

4.2 - Innerhalb umfassenderer oder schon begonnener Investitionsvorhaben können 
einzelne Investitionsmaßnahmen gefördert werden, wenn im Antrag erklärt wird, dass 
es sich um selbstständige, noch nicht begonnene Abschnitte eines Investitionsvor-
habens handelt. Eine Maßnahme beginnt mit dem Abschluss eines der Umsetzung 
dienenden rechtsverbindlichen Leistungs- und Lieferungsvertrages mit Ausnahme 
von Planungsleistungen.

4.3 - Die beantragten Fördermittel dürfen nicht zur Ko-Finanzierung von durch EU- 
oder durch andere Bundesmittel geförderten Programmen genutzt werden (Doppel-
förderungen). In den Anträgen ist anzugeben, ob und wofür einander ergänzende 
Fördermaßnahmen des Bundes beantragt, bewilligt oder gewährt wurden (zum 
Beispiel Fördermaßnahmen nach dem Kommunalinvestitionsförderungsgesetz).

4.4 - Die Nutzung der Maßnahme muss für mindestens fünf Jahre nach Abschluss 
der Fertigstellung gesichert sein.

5 - Höhe der Förderung

5.1 - Die Höhe der Förderbeträge des Bundes, der Zeitraum und der Eigenanteil des 
Landes Berlin richten sich nach § 8 der Verwaltungsvereinbarung. Der Bund stellt 
dem Land Berlin somit maximal 256 877 000 Euro zur Verfügung, welches 90 von 
100 Teilen entspricht.

5.2 - Der Eigenanteil am Gesamtvolumen (Ko-Finanzierung) der Finanzmittel, beträgt 
dabei mindestens 28 541 888,89 Euro und entspricht 10 von 100 Teilen. Am Ende 
der Laufzeit des DigitalPakts Schule ist der Anteil der Ko-Finanzierung nachzuwei-
sen. Der erforderliche Eigenanteil ist aus den in den Haushalten des Förderzeit-
raumes zur Verfügung stehenden Mitteln zu erbringen.

5.3 - 5 % der Finanzhilfen sind länderübergreifenden Maßnahmen vorbehalten. Das 
sind 12 843 850 Euro der Bundesmittel sowie 1 427 094,44 Euro der Ko-Finanzie-
rung.

5.4 - Mindestens 5 % der Finanzhilfen werden für landesweite Maßnahmen, ein-
schließlich solcher für Einrichtungen der Lehrkräftebildung, vorgesehen, das heißt  
12 843 850 Euro der Bundesmittel und 1 427 094,44 Euro der Ko-Finanzierung.

5.5 - Die Aufteilung der Finanzhilfen des Bundes, nach Abzug von 5.3 und 5.4, auf 
Träger öffentlicher Schulen gemäß 3.2 und auf die Träger von Ersatzschulen gemäß 
3.3 richtet sich nach deren landesweitem Anteil an der Zahl der Schülerinnen und 
Schüler im Schuljahr 2018/2019. Der Prozentanteil für Einrichtungen in öffentlicher 
Trägerschaft beträgt demnach 86,68791592 %, der für Einrichtungen in freier Träger-
schaft 13,31208408 %.

5.6 - Die Aufteilung der Bundesmittel auf die einzelnen Träger wird in einem geson-
derten Schreiben bekannt gegeben. Der Schulträger hat im Rahmen der Beantra-
gung das ihm zugewiesene Budget zu beachten.

5.7 - Die Einteilung der Mittel nach 5.5 sowie 5.6 gilt gemäß den Fristen nach 7.4.

6 - Sonstige Förderungsbestimmungen

6.1 - Benannte Stelle

Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie 
- I D 3 und I D 3 Kn - 
Bernhard-Weiß-Straße 6 
10178 Berlin

E-Mail: digitalpakt@senbjf.berlin.de



ABl. Nr. 46 / 8. November 2019  6911

6.2 - Die benannte Stelle ist Ansprechpartnerin für den Bund, bewirtschaftet die bereit 
gestellten Mittel und stellt Informationen und Berichte gemäß der Verwaltungsverein-
barung zusammen.

6.3 - Die benannte Stelle ist für die Beratung, Prüfung und Bewilligung der Förder-
maßnahme zuständig.

6.4 - Aus der Gewährung der Förderung kann nicht auf künftige Förderung, insbeson-
dere auch nicht im bisherigen Umfang, geschlossen werden. Dieses Finanzierungs-
risiko ist von den Förderempfangenden bei Abschluss, Änderung oder Verlängerung 
von Verträgen zu beachten. Der Grundsatz des Vertrauensschutzes kann hierfür 
nicht geltend gemacht werden.

6.5 - Soweit die geplanten förderfähigen Gesamtausgaben einer einzelnen Maß-
nahme für deren vollständige Realisierung nicht ausreichen, sind die Mehrausgaben 
durch weitere Eigenmittel der Förderempfangenden zu decken.

6.6 - Die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie ist berechtigt, die Anga-
ben der Förderempfangenden an Ort und Stelle zu prüfen oder durch Beauftragte 
prüfen zu lassen. Schulträger und Schulleitungen sind verpflichtet, hierzu jederzeit 
Einblick in die Bücher und Belege zu geben sowie unverzüglich die geforderten Aus-
künfte zu erteilen und Nachweise zu erbringen.

7 - Verfahren, Umsetzung der Investitionsmaßnahmen und Fristen

7.1 - Die Umsetzung und das Verfahren für die Schulen gestalten sich folgender-
maßen.

a) Die Schulen melden mit Hilfe der Bildungsstatistik und des Portals ihre 
aktuelle IT-Ausstattung. Diese Abfrage und Meldung wird jährlich und gege-
benenfalls zusätzlich auf Anfrage aktualisiert. Sie enthält unter anderem eine 
Bestandsaufnahme der aktuellen pädagogischen IT und der Internetverbin-
dung an der Schule.

b) Die Schulen erstellen ihr Medienkonzept, reichen dieses über den Lernraum- 
Berlin ein und senden nach Verabschiedung des Medienkonzeptes durch die 
schulischen Gremien per Post die Abschlusserklärung an die benannte Stelle 
gemäß 6.1.

Die Medienkonzepte sind folgendermaßen untergliedert mit entsprechenden Ausfüh-
rungen:

I. Schulprofil und aktuelle Rahmenbedingungen;

II. Pädagogische Strategie/Medien-Nutzungskonzept;

III. Fortbildungskonzept;

IV. Technisches Raum- und Ausstattungskonzept;

V. Support- und Wartungskonzept;

VI. Zuständigkeiten innerhalb und außerhalb der Schule;

VII. Gegebenenfalls weitere Kapitel.

Die benannte Stelle, die Schulträger sowie die Schulaufsicht können die Medien-
konzepte über den Lernraum-Berlin einsehen.

c) Über den Lernraum-Berlin wird den Schulen ein Bedarfsformular zur Verfü-
gung gestellt. Es wird ein Katalog verwendet, der die Förderungen mit Hilfe 
der Rahmenverträge des IT-Dienstleistungszentrums Berlin (ITDZ) bevorzugt 
umsetzt. Hierdurch wird die weitere Standardisierung der IT-Infrastruktur 
gewährleistet.

d) Über den jeweiligen Schulträger werden die Anträge an die benannte Stelle 
gestellt.

Diese enthalten:

I. das Antragsformular mit einer Investitionsplanung;

II. gegebenenfalls eine Erklärung, dass es sich um einen selbstständigen Ab-
schnitt einer schon begonnenen Investitionsmaßnahme handelt;

III. die Abschlusserklärung zum Medienkonzept;

IV. eine Erklärung, dass die Investition nicht zur Doppelförderung dient;

V. Nachweis oder Möglichkeit der Ko-Finanzierung.
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In den Anträgen können mehrere Schulen gebündelt werden. Es können mehrfach 
Anträge gestellt werden. Jede Schule sollte pro Jahr nur in einem Antrag vorkom-
men.

e) Die Bewilligung erfolgt auf Grundlage der eingereichten Antragsunterlagen, 
gemäß den förderbaren Gegenständen (siehe Nummer 2), dem Medienkon-
zept und in enger Abstimmung mit den Schulträgern. Die abschließende Ent-
scheidung darüber, ob eine Maßnahme gefördert wird und in welcher Höhe, 
obliegt der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie. Die Entschei-
dung über eine zu gewährende Förderung wird im Wege eines Förderungsbe-
scheides mitgeteilt.

f) Die Bestellung erfolgt über die benannte Stelle. Nachdem die Lieferung und 
die zu erbringenden Leistungen erfolgt sind, wird die benannte Stelle über den 
Schulträger hiervon unterrichtet. 

g) Die Schulen und der Schulträger unterstützen die benannte Stelle bei der Be-
richterstellung, indem sie bei Nachfragen geplante, aber noch nicht beantrag-
te Investitionsvorhaben anzeigen, Schätzungen zur Höhe der Kosten abgeben  
sowie Liefernachweise und Inventarisierungsdaten zur Verfügung stellen. 

7.2 - Weitere Einzelheiten zum Verfahren der Antragsstellung, Nachweise und For-
mulare können von der benannten Stelle gesondert geregelt und den Antragsstellern 
sowie Schulen in geeigneter Form mitgeteilt beziehungsweise zur Verfügung gestellt 
werden.

7.3 - Es gelten §§ 48 bis 49a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG), soweit 
nicht in dieser Bekanntmachung Abweichungen zugelassen worden sind. 

7.4 - Fristen 

7.4.1 - Bis zum 30. April 2021 soll mindestens die Hälfte des zugewiesenen Budgets 
durch Bewilligungen gebunden sein. Ein Anspruch an den Differenzbetrag besteht 
anschließend nicht mehr. Dieser Differenzbetrag steht dann zur Umsteuerung im 
Bereich der Einrichtungen in öffentlicher Trägerschaft zur Verfügung. 

7.4.2 - Bis zum 31. Dezember 2023 sollen alle Anträge eingereicht sein. Ein An-
spruch an den Differenzbetrag besteht anschließend nicht mehr. Dieser Differenz-
betrag steht dann zur Umsteuerung im Bereich der Einrichtungen in öffentlicher 
Trägerschaft zur Verfügung. 

7.4.3 - Bis zum 31. Dezember 2024 sind alle Investitionsmaßnahmen abzuschließen.

8 - Geltungsdauer 

8.1 - Diese Bekanntmachung ist an die Verwaltungsvorschrift gebunden. Die sich aus 
dieser Bekanntmachung ergebenden Rechte und Pflichten bleiben hinsichtlich even-
tuell erforderlich werdender Abwicklungsarbeiten und Nachgang des Investitions-
programms unberührt. 

8.2 - Diese Bekanntmachung tritt am Tag nach Ihrer Veröffentlichung in Kraft und mit 
Ablauf des 31. Dezember 2025 außer Kraft. 

8.3 - Änderungen dieser Bekanntmachung zur Anpassung an veränderte rechtliche 
Grundlagen und zur Behebung von Auslegungsproblemen sowie zur Schließung von 
Regelungslücken sind jederzeit möglich. 

9 - Kontakt für diese Bekanntmachung 

Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie  
- I D 3 -, Anja Tempelhoff  
Bernhard-Weiß-Straße 6, 10178 Berlin 

E-Mail: digitalpakt@senbjf.berlin.de  
Telefon: 030 90227-5704 


